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Die linksextremistische Szene in Brandenburg besteht 
aus drei Hauptkategorien: erstens Linksextremisten in 
Parteien, zweitens parteiunabhängige beziehungsweise 
parteiungebundene Strukturen und drittens weitgehend 
unstrukturiertes linksextremistisches Personenpotenzial 
(darunter fallen auch gewaltorientierte Autonome). 

Linksextremistische Kategorien

Beratung und Unterstützung  
bei Fragen oder Hinweisen zu diesem Phänomenbereich:

        (0331) 866-2699 

        info@verfassungsschutz-brandenburg.de

Anarchisten lehnen sämtliche Herrschaftsstrukturen ab. 
Deshalb wollen sie die bestehende Demokratie zuguns-
ten einer „herrschaftsfreien Gesellschaft“ zerschlagen. 
Damit richten sie sich sowohl gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung als auch den Bestand und 
die Sicherheit des Bundes und der Länder.

Kommunisten streben eine „Diktatur des Proletariats“ 
unter uneingeschränkter Führungsrolle einer kommunis-
tischen Partei an. Diese soll einen allumfassenden Um-
bau von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft vorantreiben. 
Ein solcher Alleinvertretungsanspruch einer kommunisti-
schen Partei steht klar im Widerspruch zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. Denn diese schützt das 
Recht auf Opposition, den Parteienpluralismus und die 
Gewaltenteilung.

Was ist Linksextremismus?

Linksextremismus ist ein Oberbegriff für alle gegen die 
frei-heitliche demokratische Grundordnung gerichteten 
Be-strebungen, die auf einer Verabsolutierung von 
Freiheit und Gleichheit beruhen. Ihr Ziel ist ein 
anarchistisches oder kommunistisches System.

2022 2023 2024

Parteien

     „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) 30 20 20

     „Marxistisch-Leninistische Partei  
       Deutschlands“ (MLPD)

EP* EP* EP*

Parteiunabhängige und -gebundene  
Strukturen  – „Rote Hilfe e. V.“ (RH) –

360 
(EA)**

400 
(EA)**

400 
(EA)**

Weitgehend unstrukturiertes linksextremis-
tisches Personenpotenzial – Autonome –

200 200 200

Sonstige linksextremistische Bestrebungen 30 20 20

Mehrfachmitgliedschaften 100 100 100

Personenpotenzial  
(nach Abzug von Mehrfachzählungen) 530 550 550

* EP = Einzelperson
** EA = Eigenangabe des Beobachtungsobjektes

Linksextremistisches Personen- und Organisations-
potenzial in Brandenburg 
(zum Teil geschätzt)



Lagebild Brandenburg

Das linksextremistische Personenpotenzial in Branden-
burg liegt bei 550. Die politisch motivierten Gewaltstraf-
taten haben sich im Jahr 2024 gegenüber dem Vorjahr 
fast verfünfacht. 

Die linksextremistische Szene in Brandenburg lässt sich 
in folgende drei maßgebliche Kategorien einteilen:

Linksextremistische Akteure

Deutsche Kommunistische Partei  
(DKP)

Marxistisch-Leninistische Partei  
Deutschlands (MLPD)

Linksextremistische Parteien

Der Verein stellt linksextremistischen Straftätern 
erhebliche juristische und finanzielle Hilfen zur 
Verfügung (zum Beispiel Übernahme von Anwalts-
kosten und Geldstrafen). Außerdem wird ein um-
fangreiches Betreuungsprogramm für inhaftierte 
Straftäter angeboten, um sie auch während der 
Haft an die linksextremistische Szene zu binden. 
Die „Rote Hilfe“ unterstützt auf diesem Weg links-
extremistische Gewaltstraftäter. In Brandenburg 
ist sie derzeit mit vier Ortsgruppen vertreten.

Rote Hilfe e.V.

Parteiunabhängige Strukturen

Diese gewaltorientierte Szene besteht aus weit-
gehend unstrukturierten Personenzusammen-
schlüssen. Sie sind von anarchistischen Ideologien 
beeinflusst und streben die Überwindung des 
bestehenden politischen Systems der Bundes-
republik an. Dabei verüben Autonome regelmä-
ßig Straftaten, mitunter schwerste Gewalttaten. 
Hierbei nehmen sie die Verletzung von Menschen 
billigend in Kauf. Ihr politischer Kampf ist von einer 
„Anti-Haltung“ geprägt: Autonome wissen zwar 
genau, wogegen sie sind, aber weniger, wofür sie 
eigentlich kämpfen. Daher sind Autonome in un-
terschiedlichen, teilweise bis weit in die politische 
Mitte anschlussfähigen Aktionsfeldern tätig.

Autonome

Unstrukturiertes Personenpotenzial

Die linksextremistische Szene in Brandenburg organisiert 
ihren politischen Kampf mit unterschiedlichen, zum Teil 
bis weit in die politische Mitte anschlussfähigen Themen. 
Im Zentrum stehen Aktionsfelder wie: 

•	 Antikapitalismus 
•	 Antifaschismus
•	 Antigentrifizierung
•	 Antirepressionsarbeit 
•	 Antimilitarismus
•	 Kurdistansolidarität

Durch Aktionsbündnisse und Kampagnen greift die Szene 
gesellschaftliche Themen auf, um diese zu vereinnahmen 
und die Deutungshoheit zu erlangen. Dazu zählen bei-
spielsweise Demonstrationen gegen Waffenlieferungen, 
Veranstaltungen gegen vermeintliche staatliche Gewalt 
und Widerstand gegen die Erweiterung des Tesla-Werks 
in Brandenburg. 

Damit wollen Gruppen, wie zum Beispiel 
die „Interventionistische Linke“, eine 
Anschlussfähigkeit des Linksextremis-
mus an das demokratische Spektrum 
vorantreiben. Ziel ist unter anderem, 
gemäßigte Teile der Klimabewegung zu 
radikalisieren. 

Dadurch wird ein Systemwandel im Sinne linksextremisti-
scher Ziele angestrebt. Im Kampf gegen das vermeintlich 
kapitalistische System ist der „Antifaschismus“ grund-
legend. Linksextremisten behaupten, dem Kapitalismus 
wohne der Faschismus inne. Damit verbunden sind 
ebenso Angriffe auf Vertreter des Staates  wie Polizisten. 
Hinzu kommt der Kampf gegen tatsächliche oder vermu-
tete Rechtsextremisten.

Linksextremistische Aktionsfelder Antikapitalismus 

Kapitalismus wird als alleinige Ursache von „Miss-
ständen“ angesehen. Bei der Bekämpfung stehen 
vor allem Personen und Institutionen im Fokus, die 
subjektiv als repräsentatives oder unterstützendes 
Element des „kapitalistischen Systems“ definiert 
werden. Bevorzugte Angriffsziele sind Parteien und 
Wirtschaftskonzerne, denen eine Mitverantwortung 
für vermeintliche soziale und politische Problemfel-
der zugeschrieben wird.

Antifaschismus 
Unter dem Begriff „Antifaschismus“ wollen Linksext-
remisten einerseits den Kampf gegen Personen und 
Gruppen führen, die sie der rechtsextremistischen 
Szene zurechnen. Andererseits wollen sie gegen das 
kapitalistische System und seine Repräsentanten 
kämpfen. Kapitalismus verstehen sie dabei nicht nur 
als Wirtschafts- sondern als allumfassendes faschis-
tisches Herrschaftssystem. 

Antigentrifizierung 
Gentrifizierung wird als soziale Verdrängung ansässi-
ger Menschen durch wohlhabendere Bevölkerungs-
schichten verstanden. Diesem Prozess kann nach 
Auffassung der autonomen Szene nur durch die 
„Überwindung“ des Kapitalismus wirksam begegnet 
werden. Hausbesetzungen mit dem Ziel der Erobe-
rung und Aneignung „herrschaftsfreier Rückzugsräu-
me“ haben eine symbolische Wirkung. 

Antimilitarismus 
Immer wieder gibt es Aktivitäten gegen Unterneh-
men der Rüstungsindustrie und die Bundeswehr. 
Insbesondere Unternehmen, die mit Waffenex-
porten in Verbindung stehen, stellen potenzielle 
Angriffsziele dar. 

Antirepressionsarbeit 

Die aggressive Grundhaltung autonomer Gruppen 
richtet sich neben politischen Gegnern auch gegen 
staatliche Organe wie Polizei, Behörden oder Ab-
geordnete. Diese würden angeblich Repression aus-
üben und einen Überwachungsstaat schaffen. 

Kurdistansolidarität
Regelmäßig finden Solidaritätsbekundungen und 
Spendenaktionen brandenburgischer Linksextremis-
ten im Zusammenhang mit Kurdistan statt. Die „Rote 
Hilfe“ unterstützt das.PKK

VERBOTEN

Linksextremisten anhand ausgewählter Kategorien
in Brandenburg 2015-2024
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* Aufgrund von Doppelzählungen ergeben die Zahlen der ausgewählten Kategorien in der Summe    
   nicht das Gesamtpotenzial.

in Parteien
gewaltorientierte 
Autonome Rote Hilfe e.V. gesamt*

Gewaltstraftaten und Personenpotenzial im Linksextremismus
in Brandenburg 2015-2024

2024

2023

2022

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

Gewaltstraftaten politisch motivierte Kriminalität – links linksextremistisches Personenpotenzial


